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Wahl zum Jugendparlament 

Quelle: Stadt Leipzig 

Das 2014 ins Leben gerufene 

Jugendparlament wird von Ju-

gendlichen geführt und arbei-

tet überparteilich. Ihm gehören 

zwanzig Mitglieder/-innen an. 

Es hat die Aufgabe, Politik ju-

gendgerecht zu gestalten und 

Themen der Jugend in der 

Stadt Leipzig zu vertreten. 

Das Ziel des Jugendparlamen-

tes ist es, insbesondere bei 

jugendrelevanten Themen ak-

tiv in der Kommunalpolitik der 

Stadt Leipzig mitzuwirken und 

Jugendliche für politische The-

men zu sensibilisieren und in 

politische Prozesse einzube-

ziehen. Seine Mitglieder/-in-

nen sind zudem Ansprechpart-

ner/-innen für die Jugendli-

chen der Stadt Leipzig und ein 

Vertretungsorgan ihrer Belan-

ge gegenüber Politik und Ver-

waltung. 

Welche Wirkung das Enga-

gement des Jugendparla-

ments entfalten kann, soll an-

hand von zwei Anträgen ge-

zeigt werden, die im vergan-

genen Jahr gestellt wurden.  

Beispiel 1 

Der Antrag „Aufwertung Hal-

tepunkt Leipzig MDR“ wurde 

am 12. Oktober 2022 unverän-

dert im Stadtrat beschlossen. 

In der Vergangenheit wurde 

die Haltstelle sehr oft Opfer 

unschöner, illegal gesprühter 

Graffiti, die entfernt werden 

mussten. Im angenommen 

Antrag forderte das Jugend-

parlament daher, den Halte-

stellenpunkt durch legale Graf-

fiti aufzuwerten. Eine Idee, die 

wir als Teil der städtischen 

Graffitiprävention sehr begrü-

ßen. Bis zur tatsächlichen Um-

setzung gilt es allerdings noch 

die Genehmigung der Deut-

schen Bahn abzuwarten und 

urheberrechtliche Fragen mit 

dem Architekten der Haltestel-

le zu klären.  

Beispiel 2 

Der Antrag „Kampagne ge-

gen sexuelle Belästigung im 

öffentlichen Raum“ wurde 

nach Einbeziehung des Ord-

nungsamtes (im Speziellen 

des KPR) überarbeitet und am 

14. September 2022 in dieser 

geänderten Form beschlos-

sen. Die Änderungen bezogen 

sich vor allem darauf, den ge-

samten öffentlichen Raum in 

den Blick zu nehmen und nicht 

wie ursprünglich gefordert nur 

den Heimweg und den ÖPNV. 

Die Kampagne befindet sich 

momentan unter Federführung 

des KPR in der Planung. 

Politisches Engagement 

lohnt sich auch und gerade für 

Jugendliche – das belegen die 

genannten Beispiele. Wir hof-

fen auf eine hohe Wahlbeteili-

gung und einen erfolgreichen 

Start in die Parlamentsarbeit!   

Im Zeitraum vom 27. März (8:00 Uhr) bis zum 3. April 2023 (8:00 Uhr) finden die 

Wahlen zum Jugendparlament statt. Alle 14- bis 21-jährigen Einwohner/-innen 

Leipzigs sind herzlich zur Teilnahme eingeladen. Die Kandidaten/-innen, die sich 

für einen Sitz beworben haben, können auf der Webseite des Jugendparlaments 

eingesehen werden. 

https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/sicherheit-und-ordnung/kommunaler-praeventionsrat-leipzig/graffiti
https://jugendparlament.leipzig.de/


 

 

Kein Raum für Missbrauch 
Mit digitalen Übersichten zu bestehenden und teils überregionalen Hilfsangeboten 

unterstützt eine Mitarbeitende des Sankt Georg Klinikums Leipzig von Missbrauch 

betroffene Menschen. 

Zum Thema Missbrauch gibt 

es eine Vielzahl unterschiedli-

cher Beratungsmöglichkeiten 

und anderer Hilfsangebote. 

Gerade für betroffene Men-

schen kommt es darauf an, 

dass Informationen und Hilfe 

schnell und leicht zugänglich 

sind. Es ist wichtig und leider 

oft auch schwierig, sich über 

die bestehenden Angebote 

einen Überblick zu verschaf-

fen, um das passende zu fin-

den.  

Nun bietet mit einer einfachen, 

pinnwandartigen Sammlung 

(sogenannten Padlets) eine 

Mitarbeitende des Sankt 

Georg Klinikums eine gute 

Übersicht über Hilfen und An-

geboten zu konkreten Frage-

stellungen und Situationen. 

Diese Übersicht kann durch 

neue Einträge immer weiter 

ergänzt werden.  

Beispielswiese findet man auf 

der Seite den Kontakt zum“ 

Hilfe-Telefon Sexueller Miss-

brauch“, einen Hilfechat für 

Jugendliche oder auch spezi-

elle Hilfeangebote für Mäd-

chen und Frauen sowie für 

Jungen und Männer. Auch 

Fortbildungsangebote zum 

Thema sexualisierte Gewalt 

und viele weitere Bereiche im 

Themenfeld Missbrauch wer-

den vorgestellt.  

 

Zur Übersicht gelangen Sie 

über folgenden Link: Kein 

Raum für Missbrauch 

https://padlet.com/cglaeser4/vze18ykg3el0ggds
https://padlet.com/cglaeser4/vze18ykg3el0ggds
https://padlet.com/cglaeser4/vze18ykg3el0ggds


 

 

 

Häusliche Gewalt und die Istanbul-
Konvention 
Häusliche Gewalt kennt viele Gesichter und bleibt oft über Jahre unentdeckt. Mit 

der Istanbul-Konvention unterzeichnete Deutschland ein wichtiges europäisches 

Übereinkommen zum Schutz von Frauen und Mädchen. Doch die Umsetzung 

weist noch Mängel auf. Eine unabhängige Berichterstattungsstelle auf Bundesebe-

ne und Bemühungen auf Landesebene sollen dem nun entgegenwirken. 

Pro Stunde werden weltweit 

durchschnittlich fünf Frauen/

Mädchen von ihrem Partner 

oder einem männlichen Fami-

lienmitglied getötet. Insgesamt 

sind 2021 sogar 56 % aller 

Morde an Frauen und Mäd-

chen durch ein männliches 

Familienmitglied verübt wur-

den. Hierzulande ergab die 

kriminalstatistische Auswer-

tung der Partnerschaftsgewalt 

2021 einen Anstieg von 3,4 % 

im Fünfjahresvergleich. Allein 

die Statistik zur häuslichen 

Gewalt in Sachsen weist ein-

deutig auf einen Handlungs-

bedarf hin. 2022 sind in Sach-

sen über 9.000 Fälle häusli-

cher Gewalt zur Anzeige ge-

kommen, von denen 2.800 

Fälle auf Leipzig entfallen 

sind. Im Vergleich der sächsi-

schen Ballungsgebiete nimmt 

Leipzig damit einen negativen 

Spitzenwert ein. 

Die Istanbul-Konvention 

Partnerschaftsgewalt ist ein 

Problem, dem man sich auf 

internationaler Ebene bereits 

2011 mit der Istanbul-

Konvention annahm 

(Umsetzung seit 2014). Es 

handelt sich hierbei um ein 

Übereinkommen des Europa-

rats zur Verhütung und Be-

kämpfung von jeglicher Form 

der Gewalt gegen Frauen und 

Mädchen. Da es sich um ei-

nen völkerrechtlichen Vertrag 

handelt, ist dieser auch für al-

le ratifizierenden Staaten 

(Unterzeichner) bindend. 

Deutschland ratifizierte den 

Vertrag 2017 unter Vorbehal-

ten auf einzelne Bestimmun-

gen der Konvention (Artikel 44 

und 59). Seit Februar 2023 

sind die Vorbehalte gegen die 

einzelnen Bestimmungen, nun 

aufgehoben und die Konventi-

on gilt damit auch in Deutsch-

land als vollumfänglich. Die 

Kritik des Expertengremiums 

richtet sich aber nicht speziell 

auf die einzelnen Artikel, son-

dern ist grundlegender.   

Umsetzungsbericht des Ex-

pertengremiums „GREVIO“ 

Wie ist nun der aktuelle 

Stand der Umsetzung in 

Deutschland zu bewerten? 

Der Bericht des Expertengre-

miums „Group of experts on 

action against violence 

against women and domestic 

violence“ kurz GREVIO legt 

nahe, dass es in einigen 

Punkten im Jahr 2022 noch 

Nachholbedarf gibt. Folgende 

Punkte ergeben sich aus dem 

Bericht:  

1. Die Aufforderung mehr 

Frauenplätze zu schaffen und 

das Beratungsangebot für von 

Gewalt betroffene Frauen zu 

erweitern.  

2. Bei den entsprechenden 

Angeboten muss stärker auf 

eine ausgeglichene geografi-

sche Verteilung geachtet wer-

den.  

3. Insbesondere besonders 

verletzliche Gruppen (Frauen 

mit Behinderung, geflüchtete 

und queere Menschen) müs-

sen eine stärkere Berücksich-

tigung finden.  

4. Jede Frau und jedes 

Kind muss über gesicherte 

Zugangsmöglichkeiten verfü-

gen.  Vor allem im ländlichen 

Raum, gibt es hier einen 

Nachholbedarf an Unterstüt-

zungsnetzwerken.  

Insgesamt kommt der Be-

richt zu dem Schluss, dass 

Deutschland der Verpflich-

tung, koordinierte politische 

Maßnahmen gegen Gewalt zu 

beschließen, aktuell nicht aus-

reichend nachkommt. Die 

GREVIO empfiehlt daher die 

Einrichtung einer Koordinie-

rungsstelle auf Bundesebene. 

Die aktuelle Situation in 

Leipzig 

Dass eine Verbesserung 

der Gesamtsituation auch in 

Leipzig nötig ist, zeigen die 

hohen Fallzahlen bei polizeili-

chen Anzeigen, von Häusli-

cher Gewalt und die stetig ho-

he Nachfrage nach Bera-

tungsangeboten. Um Häusli-

che Gewalt als gesamtgesell-

schaftliches Problem stärker 

in den Blick zu nehmen fan-

den 2022 verschiedene Infor-

mations- und Diskussionsrun-

den in Leipzig statt. 

Besondere Aufmerksamkeit 

erreichte die Fem-UnitED Ab-

schlusstagung, bei welcher 

neben der Vorstellung eines 

Aktionsplans für Deutschland 

auch lokale Akteure auf ihre 

Problemlagen hinwiesen und 

sich bei einer Podiumsdiskus-

sion den Fragen der Zuschau-

er/-innen stellten. 

In Leipzig gibt es zwar, an-

ders als in Teilen des ländli-

chen Raums, ein vielfältiges 

Angebot an Beratungseinrich-

tung und Schutzhäusern. 

Doch trotz der Bemühungen 

des Sozialamts, stehen nach 

wie vor zu wenig finanzielle 

und personelle Ressourcen 

zur Verfügung.  Gerade zu 

den Weihnachtsfeiertagen ist 

häusliche Gewalt ein starkes 

Problem und führt bei der Po-

lizei zu vielen Anzeigen. An-

zeigen die, die ohnehin schon 

ausgelasteten Beratungsein-

richtungen und Frauenhäuser 

auch in Leipzig zur Überlas-

tung bringen. Das Ergebnis ist 

eine Problemlage, die die 

Stadt allein nicht lösen kann. 

Insbesondere die zur Verfü-

gung gestellten Mittel des 

Bundes und des Freistaates 

Sachsens müssten aufge-

stockt werden, um dem Bera-

tungsbedarf gerecht zu wer-

den.   

Auch die anderen im Be-

richt genannten Punkte sind in 

Leipzig wichtige Herausforde-

rungen. Wir als Kommunaler 

Präventionsrat stehen im en-

gen Austausch mit Akteuren/-

innen der Koordinierungsstelle 

für häusliche Gewalt und Stal-

king Leipzig, unterstützen die-

se in der Leipziger Präventi-

onsarbeit und möchten des-

halb mit diesem Artikel, für die 

angesprochene Problematik 

sensibilisieren.  

Reaktion vom Bund und 

vom Freistaat Sachsen 

Die Bundesregierung hat 

bereits damit begonnen die 

Empfehlungen des Berichts 

der GREVIO umzusetzen, in-

dem das Deutsche Institut für 

Menschenrechte (DIMR) eine 

unabhängige Berichterstat-

tungsstelle eingerichtet hat. 

Diese hat Ihre Arbeit aufge-

nommen und soll noch in die-

sem Jahr anhand bestehen-

der Daten die Entwicklungen 

und Trends in Bezug auf ge-

schlechterspezifische Gewalt 

sichtbar machen. Auf dieser 

Grundlage soll das Ziel ver-

folgt werden, Gewalt zu ver-

hüten und zu bekämpfen. Da-

neben soll die Berichterstat-

tungsstelle Empfehlungen, 

Maßnahmen und Programme 

gegen geschlechterspezifi-

sche Gewalt formulieren, die 

Öffentlichkeit informieren und 

für das Thema insgesamt sen-

sibilisieren. 

Auch auf Länderebene gab 

es Ende 2022 Reaktionen auf 

den Bericht und die hohen 

Fallzahlen in Sachsen. Unter 

Federführung des Staatsmi-

nisteriums der Justiz und für 

Demokratie, Europa und 

Gleichstellung (SMJusDEG) 

wird in Sachsen der Landes-

aktionsplan zur Verhütung 

und Bekämpfung häuslicher 

Gewalt und geschlechterspe-

zifischer Gewalt überarbeitet. 

Der Aktionsplan orientiert sich 

stark am Vertragstext der Is-

tanbul-Konvention. Er soll zu-

künftig neben den Handlungs-

zielen auch konkrete Maßnah-

men beinhalten, welche durch 

ein Monitoringsystem transpa-

rent nachverfolgt werden kön-

nen. 

Quelle: Pixabay.com 

https://rm.coe.int/1680462535
https://rm.coe.int/1680462535
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/202386/3699c9bad150e4c4ff78ef54665a85c2/grevio-evaluierungsbericht-istanbul-konvention-2022-data.pdf
https://www.ifes.fau.de/referenzen/projekte/gender-gewalt-und-menschensrechte/#collapse_1
https://leipzig-gegen-gewalt.de/
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/berichterstattungsstelle-zu-geschlechtsspezifischer-gewalt
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/berichterstattungsstelle-zu-geschlechtsspezifischer-gewalt


 

 

Telefonbetrug durch Schockanrufe: 
Kombination verschiedener Betrugs-
maschen 

Mit einer Kombination aus dem bereits bekannten Enkeltrick in Verbindung mit ei-

nem darauffolgenden Anruf falscher Polizeibediensteten, versuchen Betrüger/-

innen aktuell ältere Menschen zu verunsichern.  

Kriminelle zielen mit einem 

sogenannten Schockanruf da-

rauf ab, eine spezifische Not-

situation zu kreieren. Die po-

tenziellen Opfer sollen dann 

unter Zeitdruck eine unüber-

legte und schnelle Entschei-

dung treffen, um Geld und 

Wertgegenstände zu überge-

ben. Damit das Vorhaben ge-

lingt, geben sich die Verbre-

cher beispielsweise als Toch-

ter, Sohn oder die Enkelin be-

ziehungsweise den Enkel des 

Opfers aus, mitunter aber 

auch als Polizeibeamte oder 

Rechtsanwälte. Häufig wollen 

diese mit der Behauptung 

schocken, dass ein Familien-

mitglied einen Verkehrsunfall 

hatte und sofort operiert wer-

den muss. Dies sei wiederum 

nur möglich, wenn vorher eine 

Barzahlung für die medizini-

sche Behandlung erfolgen 

würde. Eine weitere Variante 

ist die Behauptung, dass das 

Geld oder die Wertgegenstän-

de des Opfers in der Bank 

nicht mehr sicher sind oder 

dass es sich um Falschgeld 

handelt, welches die Polizei 

kontrollieren muss.  

In den letzten Monaten be-

sonders auffällig ist allerdings 

die Kombination aus zwei Be-

trugsmaschen. Zuerst wird 

dem potenziellen Opfer sug-

geriert er oder sie hätte den 

Betrug selbstständig erkannt. 

Es folgt ein Anruf durch eine 

kriminelle Person, die vorgibt 

Polizist zu sein und angeblich 

nach den „Enkeltrick-Betrü-

gern“ fahndet. Der zweite Be-

trugsanruf durch angebliche 

Polizisten sorgt dafür, dass 

insbesondere ältere Men-

schen diesen zweiten Betrugs-

versuch schlechter erkennen 

können. Sie sind in der Folge 

eher bereit persönliche und 

finanzielle Verhältnisse mitzu-

teilen sowie zum Zweck der 

„Sicherung“ Geld und Wertge-

genstände zu übergeben. 

Mit folgenden Tipps der Po-

lizei sind Sie immer auf der 

sicheren Seite:  

1. Die Polizei ruft selbst nie 

mit der 110 an, sollten Sie un-

sicher sein, können Sie selbst 

die 110 wählen (aber keinen 

Rückruf, Nummer selbst tip-

pen).  

2. Rufen Sie im Zweifel An-

gehörige unter den Ihnen be-

kannten Nummern an. 

3. Sprechen Sie am Telefon 

nie über persönliche und fi-

nanzielle Verhältnisse. 

4. Übergeben Sie niemals 

Geld/Wertgegenstände an Un-

bekannte, auch nicht an ver-

meintlich Polizeibedienstete. 

Falscher Polizeibeamter  

Quelle: Polizei-beratung.de 



 

 

Herausgeber:  Stadt Leipzig, Ordnungsamt 

Verantwortlich:  Matthias Laube 

Redaktion:   Fachstelle Kriminalprävention 

   E-Mail: kpr@leipzig.de 

   Internet: www.leipzig.de/kpr 

   Redaktionsschluss: 23.03.2023 

 

Datenschutzerklärung siehe: www.leipzig.de 

Für die Bestellung und Abbestellung des 

Newsletters senden Sie bitte eine E-Mail an: 

kpr@leipzig.de, 

Betreff: „Kriminalpräventiver Ratgeber“ 

Titelbild: pixabay.com 

Impressum 

mailto:kpr@leipzig.de?subject=Kriminalpräventiver%20Ratgeber
mailto:kpr@leipzig.de
http://www.leipzig.de/kpr
http://www.leipzig.de



